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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 565/08 B 
 
L 10 R 487/06 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 5 RI 227/03 (SG Hildesheim) 
 
 
 
………………………………… , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Braunschweig-Hannover, 
Lange Weihe 2, 30880 Laatzen, 
 
 Beklagte und Beschwerdeführerin. 
 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Februar 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 13. November 2008 wird als  

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 13.11.2008 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung von Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit ver-

neint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Begründung vom 21.1.2009 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der allein vorgebrachte Zulassungsgrund 

der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>) nicht 

hinreichend dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Rechtsfragen sich 

stellen, dass diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser 

Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist 

und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65).  

 

Der Kläger stellt bereits keine Rechtsfrage als grundsätzlich bedeutsam heraus. Soweit er die 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache darin sieht, dass das LSG - vermeintlich - einen 

ärztlichen Bericht des Dr. S.                vom 19.6.1998 sowie einen ärztlichen Befundbericht des 

Dr. B.    vom 9.3.2008 über die Auswirkungen einer Amalgamvergiftung nicht hinreichend be-

rücksichtigt habe, ist - unabhängig vom Fehlen einer abstrakten Rechtsfrage - zudem nur die 

Frage der Erwerbsminderung des Klägers betroffen; eine Frage grundsätzlicher Art kann 

diesem Vorbringen nicht entnommen werden. Die Frage der hinreichenden Berücksichtigung 

von Beweisunterlagen betrifft zudem die Entscheidung des Gerichts nach seiner freien, aus 

dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG). 

Selbst wenn in dem Vortrag des Klägers die Rüge eines Verfahrensmangels erblickt werden 

könnte, wäre diese unerheblich. Denn nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann ein geltend 

gemachter Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG gestützt 

werden. 
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Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Be-

schwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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